 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/5101441/2017

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***RI*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, vertreten durch Helmut Holl, Berg 43, 4973 Senftenbach, vertreten durch
*EEVK***, iber die Beschwerde vom 10.03.2017 gegen den Bescheid des Finanzamtes
Braunau Ried Schirding (hunmehr Finanzamt Osterreich) vom 7. Februar 2017, mit welchem
der Antrag vom 25.10.2016 auf Zuerkennung von Familienbeilhilfe ab November 2016 fiir
rEEQXXX geb. ¥**Geburtsdatum***, abgewiesen wurde, zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird Folge gegeben. Der angefochtene Bescheid wird gemaR § 279 BAO
ersatzlos aufgehoben.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Datum 4.11.2016, bei der belangten Behorde eingelangt am 10.11.2016, brachte der
Beschwerdefiihrer mittels Telefax einen Antrag auf Zuerkennung von Familienbeihilfe und auf
rickwirkende Gewahrung des Erh6hungsbetrages zur Familienbeihilfe wegen erheblicher
Behinderung (Schizophrenie) fiir seinen Sohn ein (laut Formular Beih 3 ab dem Zeitpunkt des
Eintrittes der erheblichen Behinderung, im Hochstausmald von 5 Jahren riickwirkend).

Mit gleichem FAX langte auch ein Antrag des Sohnes (datiert mit 15.10.2016, ebenfalls
eingelangt am 10.11.2016) des Beschwerderfiihrers bei der belangten Behoérde ein. Er
beantragte die Zuerkennung von Familienbeihilfe und Gewahrung des Erhéhungsbetrages zur
Familienbeihilfe wegen erheblicher Behinderung ab 11/2016.

Die belangte Behorde erhob in der Folge, dass der Sohn des Beschwerdefiihrers bis 14.11.2016
seinen Hauptwohnsitz in ***Bf1-Adr*** beim Beschwerdefiihrer gehabt habe. Ab 14.11.2016
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sei er in einer Einrichtung von ***1**% jp *x*%x* x*x*k3x** hetreut worden und sei dort ab

diesem Zeitpunkt auch sein Hauptwohnsitz gemeldet gewesen.

Einem in der Folge erstellten arztlichen Sachverstandigengutachten des Sozialministerium
Service vom 02.02.2017 zufolge sei der Sohn des Beschwerdefiihrers nicht dauernd
aulerstande, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen. Der Grad der Behinderung betrage
20 %.

Unter Bezugnahme auf dieses Gutachten und die Bestimmungen des § 8 Abs 5 FLAG 1967
erlieR die belangte Beh6érde am 07.02.2017 einen Abweisungsbescheid betreffend den Antrag
vom 25.10.2016 auf erhohte Familienbeihilfe.

Infolge der gegen den Abweisungsbescheid eingebrachten Beschwerde vom 10.03.2017 wurde
neuerlich ein Sachverstandigengutachten angefordert. Dieses Gutachten vom 17.07.2017
bescheinigte nunmehr eine 50%ige Behinderung, dauernde Erwerbsunfahigkeit und den
Eintritt vor dem 21. Lebensjahr.

Am 02.08.2017 erlieR die belangte Behorde eine abweisende Beschwerdevorentscheidung mit
folgender Begriindung:

,Gemdf § 2 Abs 2 Familienlastenausgleichsgesetz haben Personen Anspruch auf
Familienbeihilfe fiir ein Kind, zu deren Haushalt das Kind gehért. Eine Person, zu deren Haushalt
das Kind nicht gehért, die jedoch die Unterhaltskosten fiir das Kind (iberwiegend trdgt, hat
dann Anspruch auf Familienbeihilfe, wenn keine andere Person nach dem ersten Satz
anspruchsberechtigt ist.

Da ***4*** sejt November 2016 nicht bei lhnen haushaltszugehdrig ist und Sie keinen
Unterhalt bzw. Kostenbeitrag leisten, sind die Anspruchsvoraussetzungen fiir einen
Familienbeihilfenbezug nicht gegeben.”

Mit Schreiben vom 23.08.2017 beantragte der Beschwerdefiihrer ohne weiteres inhaltliches
Vorbringen die Vorlage an das Bundesfinanzgericht.

Mit Vorlagebericht vom 2.10.2017 legte das Finanzamt die Beschwerde dem
Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor und gab an, dass nunmehr zwar eine 50%ige
Behinderung, dauernde Erwerbsunfahigkeit und Eintritt vor dem 21. Lebensjahr durch das
SMS-Gutachten vom 17.07.2017 bestatigt worden sei, der Sohn des Beschwerdefiihrers aber
ab 11/2016 nicht mehr haushaltszugehorig gewesen sei und dem Beschwerdefiihrer daher,
mangels Uberwiegender Kostentragung eine Familienbeihilfe fiir den Sohn nicht zustehe.

Der belangten Beh6rde wurde mit Schreiben vom 02.10.2017 vom Bundesfinanzgericht
vorgehalten, dass ein Antrag vom 25.10.2016 dem gescannten Akt nicht beiliege und der
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Beschwerdefiihrer zur Frage, ob die Unterhaltskosten tGiberwiegend von lhm getragen worden
seien, nie befragt wurde.

Mit Ersuchen um Erganzung vom 03.10.2017 wandte sich die belangte Behorde in der Folge an
den Beschwerdefuhrer:

,Im Antrag auf erhéhte Familienbeihilfe geben Sie an, dass Sie monatlich die iiberwiegenden
Kosten fiir ***4*** tragen. Bitte legen Sie dazu die nétigen Unterlagen, sowie eine Aufstellung
vor. Weiters haben wir von ***1*** dje Auskunft erhalten, dass Sie keinerlei Kostenbeitrag an
die ***1*** zy lejsten haben. Um eine kurze Stellungnahme wird gebeten.”

Mit Schreiben vom 10.10.2017 nahm der Beschwerdefiihrer dazu wie folgt Stellung:

,Ein Erstantrag auf erh6hte Familienbeihilfe wurde vom Sozialarbeiter meines Sohnes aufgrund
folgender Gegebenheiten iniziert:

Krankheitsbild ergibt 50 % Behinderung

Die Schwere der Erkrankung ergibt, dass die Arbeitsfdhigkeit am ersten Arbeitsmarkt langfristig
nicht gegeben ist.

Diagnosestellung vor dem 21. Lebensjahr

Ubermittelte Dokumente:

Bescheid und medizinisches Gutachten

Arztliche Stellungnahme zum gegenwidrtigen Zeitpunkt

Der Sozialarbeiter meines Sohnes, wird von einem Mitarbeiter des FA darauf hingewiesen, dass
bei Erstantragstellung das Wohnsitzfinanzamt ***5*** zystdndig ist, da vor fiinf Jahren mein
Sohn im elterlichen Haushalt wohnhaft war und darum ich, ***Bf1*** den Antrag stellen muss.

Das Erstansuchen wird aufgrund von Unzuldnglichkeiten im medizinischen Gutachten vom FA
*EXG*E* abgewiesen.

Von unserer Seite wird ein Rechtsanwalt mit der Erstellung der Beschwerde beauftragt.

Nach Monaten, im weiteren Verlauf des Procederes, bekomme ich vom FA ***5*** quf
Anfrage die Information, dass die gesamte Zustdndigkeit beim gegenwdrtigen
Wohnsitzfinanzamt meines Sohnes in ***2*** Jjegt. Ich verweise auf den Wohnsitz meines
Sohnes vor fiinf Jahren in ***5*** im elterlichen Haushalt. In weiterer Folge wird meinem Sohn
ein Betrag iiberwiesen und die Information erteilt, dass von meinem Sohn als Antragsteller mit
eigenem Wohnsitz ein Ansuchen beim gegenwdrtigen Wohnsitzfinanzamt ***2*** zy stellen
ist. Dieses Ansuchen wird im August dem FA ***2*** (ibermittelt und liegt dort auf.
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Bei mir ergibt sich aufgrund des Schreibens ,,Ersuchen um Ergénzung” ein Erklérungsbedarf
ihrerseits dariiber, aus welchen Unterlagen hervorgeht, dass ich die (iberwiegenden
monatlichen Kosten fiir ***4*** trage?

Im Verlauf des Krankheitsbildes von ***4*** bevor greifende medizinische und staatliche Hilfs-
und Betreuungsmafinahmen wirksam wurden haben die Auswirkungen und Gegebenheiten die
Bestandeteil der Erkrankung sind, natiirlich sowohl in Bezug auf die familiéren Ressourcen als
auch finanziell erhebliche Aufwendungen ergeben.

Das Thema ***1*** plus betreffend, habe ich nie Angaben gemacht, dass ich einen
Kostenbeitrag leiste.

Die gegenwidrtige Unterbringung meines Sohnes ist folgendermaf3en organisiert:

*EXLAXEE wohnt in ***2*** jn einer teilbetreuten Wohnform von ***1*** welche der
Normalitéit des Lebens zur Gesundheitserhaltung und -férderung der betreuten Personen
angepasst ist. Er bezahlt reguldr Miete sowie er auch fiir die gesamte Deckung seines
Lebensunterhaltes selbst aufkommen muss. Fiir die Strukturierung seiner Lebenswelt im Sinne
von Beschdiftigung, Lebensbewdltigung, therapeutische und drztliche Versorgung nimmt er die
Angebote von ***1*** ynd anderen sozialen Einrichtungen in Anspruch.”

Die belangte Behorde teilte dem Bundesfinanzgericht mit Schreiben vom 30.10.2017 mit, dass
die Antrage vom 4.11. und 15.10.2016 im Zuge des Abweisungsbescheides , miterledigt”
wurden. Einzeln sei liber diese Antrage nicht abgesprochen worden. Ein Antrag vom
25.10.2016 konnte dem Bundesfinanzgericht nicht nachgereicht werden. Die Vertreterin der
belangten Behorde meinte, es handle sich wohl um einen Tippfehler.

Mit Telefonat vom 26.05.2021 wurde dem Bundesfinanzgericht vom bisherigen Vertreter des
Beschwerdefiihrers mitgeteilt, dass der Beschwerdefiihrer verstorben sei und er lber keine
den Tod hinausgehende Vollmacht verfiige.

Mit Telefax vom 21.06.2021 wurde dem Bundesfinanzgericht mitgeteilt, dass der Sohn des
Beschwerdefiihrers, ***Verlassenschaftskurator*** zum Verlassenschaftskurator bestellt
wurde.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Beschwerdefiihrer beantragte am 04.11.2016, per FAX eingelangt am 10.11.2016, mit den
Formularen Beih 1 und Beih 3 Familienbeihilfe und den Erh6hungsbetrag wegen erheblicher
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Behinderung fiir seinen Sohn, ***4*** ynd zwar ab dem Zeitpunkt des Eintrittes der

erheblichen Behinderung im Hochstausmal von riickwirkend 5 Jahren.

Der Sohn des Beschwerdefiihrers beantragte am 15.10.2016 mit den Formularen Beih 1 und
Beih 3 Familienbeihilfe und den Erhohungsbetrag wegen erheblicher Behinderung ab 11/2016.

Die belangte Behorde wies mit Bescheid vom 07.02.2017 einen Antrag des Beschwerdefihrers
»,vom 25.10.2016“ auf Zuerkennung von erhéhter Familienbeilhilfe ab November 2011 ab. Der
Beschwerdefiihrer hat am 25.10.2016 keinen Antrag auf Familienbeihilfe gestellt.

Der Beschwerdefiihrer ist am ***Sterbedatum*** verstorben.

Sein Sohn ***Verlassenschaftskurator*** wurde mit Beschluss des Bezirksgerichtes ***g***
vom 18.06.2021 zu ***GZ*** zum Verlassenschaftskurator bestellt.

2. Beweiswiirdigung

Die getroffenen Feststellungen ergeben sich aus der Aktenlage. Ein Antrag vom 25.10.2016 ist
im vorgelegten Verwaltungsakt nicht enthalten.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (ersatzlose Aufhebung)

GemaR § 10 Abs. 1 FLAG 1967 wird die Familienbeihilfe (abgesehen vom Fall des § 10a FLAG
1967 anlasslich der Geburt eines Kindes) nur auf Antrag gewahrt und ist die Erhohung der
Familienbeihilfe fiir ein erheblich behindertes Kind (§ 8 Abs 4 FLAG 1967) besonders zu
beantragen.

Der angefochtene Bescheid vom 07.02.2017 spricht mit der Abweisung eines Antrags vom
25.10.2016 auf Familienbeihilfe ab 11/2016 Gber ein Anbringen ab, das Gberhaupt nicht
gestellt wurde.

Fiir die Bedeutung einer Aussage im Spruch eines Bescheides kommt es darauf an, wie der
Inhalt objektiv zu verstehen ist, und nicht, wie ihn die Abgabenbehdrde verstanden wissen
wollte oder wie ihn der Empfanger verstand (VWGH 15.12.1994, 93/15/0243).

Bei eindeutigem Spruch ist die Begriindung nicht zu seiner Erganzung oder Abanderung
heranzuziehen (VWGH 23.1.1996, 95/05/0210).

Da der Beschwerdefiihrer am 25.10.2016 keinen Antrag auf Familienbeihilfe gestellt hat, durfte
die belangte Behorde einen derartigen Antrag auch nicht abweisen.
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Es kann angehen, wenn anstelle des im Anbringen angefiihrten Datums das Datum des
Einbringens eines schriftlichen Anbringens oder das Datum des Einlangens dieses Anbringens
als Datum einer Eingabe angefiihrt wird, wenn damit das Anbringen ohne Zweifel zu
identifizieren ist.

Das richtige Datum eines Anbringens sowie dessen Einlangens oder dessen Postaufgabe ist
nicht nur fiir die Identifizierbarkeit des Anbringens, sondern auch fiir die Berechnung von
Fristenlaufen maRgebend.

Es ist daher fehlerhaft, ein Anbringen mit einem ganzlich anderen Datum zu bezeichnen, auch
wenn dies im zeitlichem Nahebereich mit deren Einbringen steht.

Die richtige Bezeichnung von Anbringen (§ 85 BAO ) und Bescheiden ( §§ 92 — 96 BAO ) ist
gerade im Familienbeihilfenverfahren von Bedeutung (vgl. das auf Grund einer
Amtsbeschwerde ergangene Erkenntnis VWGH 19.12.2013, 2012/16/0037 ). Es ist keineswegs
vOllig uniiblich, dass von Beihilfewerbern hintereinander an verschiedenen Tagen Anbringen
mit unterschiedlichem Inhalt gestellt werden. Genau das ist in gegenstandlichem Fall passiert.
Der Beschwerdefiihrer hat auf Anraten des Sozialarbeiters die Familienbeihilfe fiir seinen Sohn
fur die Vergangenheit beantragt, der Sohn ab 11/2016. Diese Antrage wurden vermischt und
der abweisende Bescheid noch mit einem ganzlich anderen Datum versehen.

Der Abweisungsbescheid vom 07.02.2017 betreffend einen nicht gestellten Antrag vom
25.10.2016 betreffend Familienbeihilfe fiir den Beschwerdefiihrer ist daher rechtswidrig (Art.
132 Abs. 1 Z 1 B-VG); er ist nach mittlerweile standiger Rechtsprechung des
Bundesfinanzgerichts gemal} § 279 Abs. 1 BAO (ersatzlos) aufzuheben (vgl. BFG 10.4.2014,
RV/7100643/2014 ; BFG 9.9.2014, RV/7103494/2012 ; BFG 2.2.2015, RV/7103048/2014 ; BFG
5.6.2015, RV/7104516/2014 ; BFG 2.2.2016, RV/7101204/2015 ; BFG 1.3.2016,
RV/7100093/2016 ; BFG 10.3.2016, RV/7100943/2016; BFG 17.3.2016, RV/7101890/2015 ; BFG
13.5.2016, RV/7101741/2015 ; BFG 2.7.2016, RV/7102318/2015 ; BFG 1.9.2016,
RV/7102211/2015 ; BFG 8.9.2016, RV/7103135/2015; BFG 2.10.2017, RV/7103107/2017 ).

Hinweis fiir das weitere Verfahren:

Der Antrag des Beschwerdefiihrers vom 4.11.2016 ist weiterhin unerledigt.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
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Gegen dieses Erkenntnis ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zuldssig, da der hier
zu l6senden Rechtsfrage keine grundsatzliche Bedeutung zukommt. Das Bundesfinanzgericht
folgt der dargestellten Rechtsprechung.

Linz, am 12. Juli 2021

7von7



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (ersatzlose Aufhebung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




